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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 10. 


(Fr. 3107.) Veitrag zwiſchen Preußen und dem Großherzogthum Luxemburg, wegen Ver— 
huͤtung und Beſtrafung der Forſt-, Jagd- und Fiſchereifrevel. Vom 
9. Februar; ratifizirt am 12. Maͤrz 1849. 


Nachdem die Königlich Preußiſche und Großherzoglich Luxemburgiſche Re⸗ 
ierungen uͤbereingekommen find, wirkſame Maaßregeln zur Verhuͤtung und 
Bestrafung der Forſt⸗, Jagd⸗ und Fiſchereifrevel zu treffen und zu dieſem 
Zwecke einen Vertrag mit einander abzuſchließen, haben Seine Majeſtaͤt der 
Koͤnig von Preußen Allerhoͤchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevoll— 
maͤchtigten Miniſter am Königlich Niederlaͤndiſchen Hofe, den Grafen von 
Koͤnigsmark, und Seine Majeftät der König, Großherzog von Luxemburg, 
Allerhoͤchſtihren einſtweiligen Sekretair für die Angelegenheiten des Großher— 
zogthums Luxemburg bei Ihrem Kabinet, den Doktor und Profeſſor der Ge— 
ſchichte,. Joſeph Paquet, zu Bevollmächtigten ernannt, welche demnaͤchſt fol- 
gende Beſtimmungen verabredet haben. 


Artikel 1. 

Beide Regierungen verpflichten ſich, die Forſt-, Jagd- und Fiſchereifrevel, 
welche ihre Unterthanen auf dem Gebiete des anderen Theiles veruͤbt haben 
moͤchten, nach denſelben Geſetzen unterſuchen und beſtrafen zu laſſen, nach 
welchen ſie unterſucht und beſtraft werden wuͤrden, wenn ſie auf dem eigenen 
inlaͤndiſchen Gebiete begangen worden wären. 


Artikel 2. 


Gegen die Frevler ſoll von Amtswegen verfahren werden, ſobald ent— 
weder von dem benachtheiligten Unterthan reſp. der Familie deſſelben eine 
Klage, oder von den Behoͤrden des Staates, in welchem das Vergehen ver- 
uͤbt iſt, eine Anzeige davon bei den Behoͤrden des anderen Staates eingeht. 

Eine Verfolgung der Sache findet jedoch nicht weiter Statt, wenn der 
Einwohner des einen Staates wegen des begangenen Vergehens in dem an— 
deren Staate bereits verfolgt und verurtheilt oder freigeſprochen worden iſt, es 
ſei denn, daß die Verurtheilung nur in contumaciam erfolgt iſt, oder der 
Verurtheilte ſich der Strafvollſtreckung durch die Flucht entzogen hat. 
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Artikel 3. 


Die Forſtbehoͤrden, Waldwaͤrter und Forſtbeamten, Feldhuͤter und ſon— 
ſtigen Diener der Obrigkeit in jedem der beiden Staaten, ſollen alle moͤgliche 
Huͤlfe leiſten, damit daſelbſt die Urheber und Mitſchuldigen der im Artikel 1. 
genannten Vergehen, welche auf dem Gebiete des anderen Staates veruͤbt ſein 
möchten, entdeckt und eintretenden Falles verhaftet werden. 


Artikel 4. 


Die Waͤchter und Beamten, welche in jedem der beiden Staaten mit 
der Ermittelung, . und Feſtſtellung derartiger Vergehen beauftragt 
ſind, ſollen befugt ſein, die Spuren derſelben, ſowie die Urheber und Mitſchul— 
digen ſelbſt bis auf die Entfernung einer Meile (acht Kilometer) in das Ge— 
biet des anderen Staates zu verfolgen. 


Artikel 5. 


Ereilen fie auf dieſer Verfolgung die Frevler ſelbſt, fo iſt es ihnen ge⸗ 
ſtattet, dieſelben anzuhalten. Sie muͤſſen jedoch die Angehaltenen alsbald an 
die naͤchſte Ortsbehörde derjenigen Regierung uͤberliefern, auf deren Gebiete 
die Anhaltung Statt gefunden dat. 

Wenn dieſe Behoͤrde erkennt, daß die Angehaltenen Inlaͤnder ſind, ſo 
hat fie den verfolgenden Beamten die für deren Protokoll erforderlichen Per- 
ſonalnachweiſen uͤber dieſelben mitzutheilen, und verfuͤgt alsdann uͤber deren 
Freilaſſung oder fortgeſetzter Haft nach den Landesgeſetzen. 

Gehoͤren die Angehaltenen unbeſtrittenermaaßen nicht dem Lande an, 
in welchem die Verhaftung erfolgt iſt, ſo hat die Behoͤrde, welcher dieſelben 
vorgefuͤhrt werden, deren alsbaldige Abfuͤhrung auf das Gebiet, wo das Ver— 
gehen veruͤbt worden iſt, zu geſtatten, und noͤthigenfalls den vorfuͤhrenden 
Beamten hierbei ſtarke Hand zu leiſten. 

Iſt dagegen die Nationalität der Angehaltenen beſtritten, fo werden Dies 
ſelben dem Gewahrſam der erwaͤhnten Ortsbehoͤrde uͤbergeben, welche die Ent— 
ſcheidung der kompetenten Behoͤrde veranlaßt. 

Letztere hat alsdann, wenn die Angehaltenen ſich als Inlaͤnder erweiſen, 
die alsbaldige Mittheilung der Perſonalnachweiſen und im anderen Falle, die 
ſofortige Auslieferung der Angehaltenen ſelbſt, an die Behörden des Landes, 
wo das Vergehen Statt gefunden hat, zu bewirken. 


Artikel 6. 


Die Beamten jedes der beiden Staaten find, wenn fie ſich in Gemäß: 
heit des Art. 4. auf der Nacheile in dem Gebiete des anderen Theiles befin— 
den, befugt, daſelbſt die Geraͤthſchaften in Beſchlag zu nehmen, welche bei Ver- 
uͤbung der Frevel benutzt worden ſind, ſowie die Gegenſtaͤnde, welche die Frevler 
etwa bei Veruͤbung des Vergehens ſich angeeignet haben. Dieſe Geraͤthſchaf— 
ten und Gegenſtaͤnde ſind der naͤchſten Ortsobrigkeit zu uͤbergeben, um ſodann 
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dahin abgeliefert zu werden, wo nach den Geſetzen dieſes Landes die Unter— 
ſuchung wegen des begangenen Vergehens Statt finden muß. 

Finden die Beamten bei dieſer Nacheile eine Hausſuchung auf dem Ge- 
biete des anderen Staates noͤthig, ſo haben ſie ſich deshalb an den Friedens⸗ 
richter oder deſſen Stellvertreter, an den Polizeikommiſſaͤr oder auch an den 
Ortsvorſteher oder deſſen Stellvertreter im nächften Orte zu wenden. Jeder 
dieſer Beamten iſt verpflichtet, nach den inlaͤndiſchen Geſetzen, unter Zuziehung 
des requirirenden fremden Beamten, unverzuͤglich zur Hausſuchung b ſchreiten. 
Sollte er jedoch geſetzlich die Hausſuchung verweigern muͤſſen, ſo hat er dieſe 
Weigerung ſchriftlich und unter Angabe ihrer Gruͤnde abzugeben. | 


Artikel 7. 


Die Beamten des einen Staates, welche die Verfolgung bis in das 
Gebiet des anderen Staates fortſetzen, ſind befugt, in dieſem letzteren Lande 
das in ihrem Heimathsſtaate aufgenommene Protokoll uͤber alle Thatſachen, 
welche auf die Veruͤbung und Entdeckung des begangenen Frevels Bezug ha⸗ 
ben, fortzuſetzen und darin alles aufzuzeichnen, was ſie auf ihrer Nacheile in 
Bezug auf den Frevel bemerkt haben. 

Soweit es ſich jedoch von Maaßregeln handelt, welche unter Zuziehung 
von Behoͤrden oder Beamten des anderen Staates vorgenommen worden ſind, 
ſoll die Aufzeichnung in dem Protokolle unter Mitwirkung und Mitunterfchrift 
dieſer Behoͤrden oder Beamten geſchehen. Die Letzteren haben in dem Proto⸗ 
kolle ſowohl ihrer Zuſtimmung, als auch deſſen ausdruͤcklich zu erwaͤhnen, was 
ſie ihrerſeits beſonders oder abweichend zu bemerken haben. 

Die Protokolle muͤſſen ſtets die nothwendige Auskunft uͤber die ſtattge⸗ 
habten Beſchlagnahmen, ſowie uͤber den Ort und die Behoͤrden enthalten, wo 
die in Beſchlag genommenen Gegenſtaͤnde vorlaͤufig niedergelegt ſind. Ein 
Duplikat des Protokolls iſt von den nacheilenden Beamten den zugezogenen 
Beamten des anderen Staates einzuhaͤndigen, welche daſſelbe zur weiteren Ver⸗ 
anlaffung ihrer vorgeſetzten Behörde fofort einzureichen haben. 

Artikel 8. 

Die Behoͤrden und Beamten des einen Staates, welche ſich weigern 
ſollten, den in Art. 5. 6. und 7. für den Fall der Nacheile, Seitens der Be— 
amten des anderen Staates, ihnen auferlegten Obliegenheiten Genuͤge zu lei— 


ſten, ſollen ebenſo zur Verantwortung und Strafe gezogen werden, als wenn 
ſie den Requiſitionen inlaͤndiſcher Behoͤrden nicht genuͤgt haͤtten. 


Artikel 9. 


Sowohl die im Art. 7. vorgeſchriebenen Protokolle, als auch alle ſon— 
ſtigen Akte, welche bei Ermittelung und Beſtrafung der im anderen Staate 
veruͤbten Korft-, Jagd⸗ und Fiſchereifrevel vorkommen, ſollen in beiden Staa— 
ten von Stempel und Einregiſtrirungsgebuͤhren frei fein. 

Die Protokolle ſollen durch den Staatsprokurator des Landes, in wel⸗ 
chem der Frevel begangen iſt, dem Staatsprokurator des Landes, wo die Thä- 
ter ſich befinden, zur unverzuͤglichen weiteren Veranlaſſung zugeſandt werden. 
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Für die Konſtatirung eines Frevels, welcher von einem Angehörigen 
des einen Staates in dem Gebiete des anderen veruͤbt worden, ſoll den offi— 
ziellen Angaben und Abſchaͤtzungen, welche von den kompetenten Beamten des 
Ortes des begangenen Frevels aufgenommen worden ſind, von den Gerichten 
des anderen Staates derſelbe Glaube beigelegt werden, welchen die Geſetze 
den offiziellen Angaben der inlaͤndiſchen Beamten beilegen. 


Artikel 10. 


Soweit es zum Beweiſe der begangenen Frevel und ihres Umfanges 
auf Zeugenvernehmungen ankommt, ſollen auf Requifition des Staatsprofura- 
tors desjenigen Staates, wo die Unterſuchung gefuͤhrt wird, die in dem ande— 
ren Staate wohnhaften Zeugen aufgefordert werden, vor den Gerichtsbehoͤrden 
des erſteren Staates zu erſcheinen. Weigern ſie ſich der dortigen Geſtellung, 
jo ſollen fie auf Erfordern von dem inländifchen Richter vernommen und die 
daruͤber aufgenommenen Protokolle unverzuͤglich der requirirenden Behoͤrde 
uͤberſandt werden. 


Artikel 11. 


Die Einziehung des Betrages der Strafe, ſowie ſaͤmmtlicher entſtande— 
nen Koſten, bleibt ausſchließlich dem Staate, in welchem der verurtheilte 
Frevler wohnt und das Urtheil Statt gefunden hat, fuͤr ſeine eigene Rechnung 
uͤberlaſſen. Lediglich der Betrag des Schadenerſatzes, ſoweit er hat beigetrie= 
ben werden koͤnnen, wird an die betreffende Kaffe desjenigen Staates abge— 
fuͤhrt, in welchem der Frevel veruͤbt worden iſt. 


Artikel 12. 


Die bei Veruͤbung, Entdeckung, Verfolgung oder Konſtatirung der Forſt⸗, 
Jagd⸗ und Fiſchereifrevel begangenen Widerſetzlichkeiten oder Angriffe, Ge— 
waltthaͤtigkeiten oder Beleidigungen ſollen in jedem Staate nach deſſen Geſetzen 
ebenſo verfolgt und beſtraft werden, als ſeien ſie auf eigenem Gebiete und ge— 
gen die eigenen Beamten begangen worden. 


Artikel 13. 


Die auf der ganzen Breite der ſchiffbaren oder nicht ſchiffbaren Grenz⸗ 
fluͤſe begangenen Jagd- oder Fiſchereivergehen, koͤnnen durch beide Regierun⸗ 
gen als auf eigenem Gebiete begangen angefehen werden. Die Verfolgung 
dieſer Vergehen kann auf den Antrag jeder Regierung, nach Anleitung der in 
den vorhergehenden Artikeln enthaltenen Beſtimmungen vor den Behoͤrden des— 
jenigen Staates Statt finden, welchem der Frevler angehört, 


Artikel 14. 
Gegenwaͤrtige Uebereinkunft ſoll in beiden Laͤndern einen Monat nach 
erfolgter Auswechſelung der Ratifikationen in Wirkſamkeit treten. 
Sie bleibt auch nach erfolgter Aufkuͤndigung Seitens einer der beiden 
kontrahirenden Regierungen, noch ſechs Monate lang in Kraft. 


Ar⸗ 
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Artikel 15. 


Die Auswechſelung der Ratifieationsurkunden ſoll binnen zwei Monaten 
ſpaͤteſtens erfolgen. 

Zur Urkunde deſſen iſt gegenwaͤrtiger Vertrag von den Bevollmächtigten 
in zwei Exemplaren eigenhaͤndig unterzeichnet und unterſiegelt worden. 

Geſchehen im Haag den neunten Februar Eintauſend Achthundert Neun 
und Vierzig. 


(. S.) v. Königsmark. (. S.) Paquet. 


Die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden hat am 12. Maͤrz 1849. 
im Haag Statt gefunden. 


(Nr. 3108.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungsurkunde des vierten Nachtrages zum Statut der Nie— 
derſchleſiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft, nebſt dieſem Nachtrage. 
Vom 23. Februar 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem von der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft die 
Abänderung der $S. 11. 28. 36. (Nr. 1.) 37. 38. 42. 44. 47. 51. 53. 62. 68. 
und 71. des von Uns unterm 27. November 1843. (Geſetzſammlung fuͤr 1843. 
Seite 371. ff.) beſtaͤtigten Geſellſchafts-Statuts beſchloſſen worden iſt, erthei⸗ 
len Wir den in dem anliegenden, unterm 19. Dezember 1848. von den ge⸗ 
dachten Vorſtaͤnden im Auftrage der Geſellſchaft gerichtlich vollzogenen vierken 
Statut⸗Nachtrage zuſammengeſtellten abaͤndernden Beſtimmungen hiermit Unfere 
landesherrliche Beſtaͤtigung. N 

Die gegenwaͤrtige Urkunde iſt nebſt der Anlage durch die Geſetzſamm— 

225 lung bekannt zu machen. | 
Gegeben Berlin, den 23. Februar 1849, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Rintelen. v. d. Heydt. 
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Viertel Na chetea g 
zum 


Statut der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


Das Statut der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft vom 
26. Auguſt 1843. wird in folgender Art abgeaͤndert, und reſp. ergaͤnzt: 

ad $. 11. Die Erhöhung der jaͤhrlich zum Reſervefonds aus dem Er— 
trage der Bahn abzufuͤhrenden Summe uͤber den Normalſatz von einem hal— 
ben Prozent des Aktienkapitals hinaus, erfolgt auf den Antrag der Direktion 
und mit Zuſtimmung des Staats durch Beſchluß des Verwaltungsraths, ſo⸗ 
bald die Jahreszahlung ein volles Prozent des Aktienkapitals nicht uͤberſteigt. 
Soll dieſer Betrag uͤberſchritten werden, ſo iſt ein Beſchluß der Generalver— 
ſammlung dazu erforderlich; 

ad H. 28. wird die Beſtimmung des Statuts in folgender Art 
modifizirt: 

Ein nicht annullirter Quittungsbogen, hinſichlich deſſen der urſpruͤngliche 
Inhaber aus der Verbindlichkeit entlaſſen iſt, ſowie Stammaktien, Prioritäts— 
aktien, Prioritaͤtsobligationen, Zinskupons und Dioidendenſcheine muͤſſen, 
wenn ſie angeblich vernichtet oder verloren gegangen ſind, oͤffentlich aufge— 
boten und mortifizirt werden, bevor ſie erſetzt werden. Das Aufgebot erfolgt 
auf den Antrag des Verlierers durch eine von der Direktion zu erlaſſende drei— 
malige Aufforderung, die fraglichen Dokumente einzuliefern oder die etwaigen 
Rechte auf dieſelben geltend 8 machen. Dieſe Aufforderung wird in Zwiſchen⸗ 
raͤumen von drei zu drei Monaten durch die F. 35. des Statuts gedachten 
Zeitungen publizirt. Sind drei Monate nach der letzten Aufforderung vergan⸗ 
gen und die Dokumente nicht eingeliefert oder Rechte auf dieſelben geltend ge⸗ 
macht, ſo ſpricht dasjenige Gericht, vor welchem die Geſellſchaft ihr ordent⸗ 
liches Forum hat, auf den Antrag der Direktion und auf Grund des nach 
obigen Vorſchriften erlaſſenen Aufgebots die Amortiſation der aufgebotenen 
Dokumente aus. An Stelle derſelben fertigt die Direktion neue Dokumente 
aus. Die Koſten des Verfahrens fallen demjenigen zur Laſt, auf deſſen An— 
trag daſſelbe eingeleitet iſt. 

Ad F. 36. Nr. 1. Die gedruckten Exemplare des Geſchaͤftsberichts der 
Direktion ſollen nicht zum Verkauf geſtellt, ſondern den Aktionairen vor der 
betreffenden Generalverſammlung unentgeltlich verabfolgt werden. 

Ad H. 37. Da nach $. 39. des Statuts vom 26. Auguſt 1843. über 
die dort verzeichneten Gegenſtaͤnde in einer ordentlichen Generalverſammlung 
nur dann Beſchluß gefaßt werden kann, wenn dieſelben in der Einladung zur 
Verſammlung ſpeziell bemerkt find, fo muͤſſen Anträge einzelner Aktionaire, die 
ſich auf Gegenſtaͤnde der $. 39. gedachten Art beziehen, ſpaͤteſtens bis zu dem 
der ordentlichen Generalverſammlung vorhergehenden erſten Maͤrz ſchriftlich 
eingereicht werden. Die Einreichung aller Antraͤge der Aktionaire erfolgt aber 
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fortan nicht mehr, wie im F. 37. verordnet iſt, zu Haͤnden des vorſitzenden 
Direktors, ſondern unter Adreſſe der Direktion im Direktionsbuͤreau. 

Ad KH. 38. Die Direktion iſt verpflichtet, außerordentliche Generalver— 
ſammlungen auch dann zu berufen, wenn die Inhaber von mindeſtens 500,000 
Rthlr. Aktien darauf antragen und ihre Aktien von der Zeit des Antrages bis 
zur Generalverſammlung bei der Kaffe der Geſellſchaft, oder ſonſt auf eine der 
Direktion gemigende Weiſe deponiren. e 

Ad F. 42. Die zum Zweck der Legitimation der Aktionaire bei der 
Kaffe der Geſellſchaft deponirten Aktien muͤſſen ſpaͤteſtens binnen vier Wochen 
nach Beendigung der Generalverſammlung gegen Ruͤckgabe der Depoſitions— 
ſcheine zu ruͤckgenommen werden. i 

Ad g. 44. Der Vorſitz und die Leitung der Verhandlungen in der 
Generalverſammlung wird dem Vorſitzenden des Verwaltungsraths übertragen. 

Ad H. 47. Unter Aufhebung des F. 47. wird Folgendes feſtgeſetzt: 

Der Verwaltungsrath beſteht aus ſieben Mitgliedern. Eins derſelben 
ernennt der Staat, die übrigen werden auf die im F. 45. vorgeſchriebene Art 
von der Geſellſchaft gewaͤhlt. Aus der Zahl der ſaͤmmtlichen Mitglieder des 
Verwaltungsraths, einſchließlich desjenigen, welches der Staat ernennt, wird 
alljährlich vom Staat, ein Vorſitzender und ein Stellvertreter für denſelben 
ernannt. 

Ad F. 51. Diejenigen Mitglieder des Verwaltungsraths, welche ver⸗ 
möge der Beſtimmungen des F. 51. zum Erſatz ausſcheidender Mitglieder in 
der Zwiſchenzeit von einer Generalverſammlung bis zur anderen eintreten, blei⸗ 
ben in ihrer Funktion nur bis zur naͤchſten ordentlichen Generalverſammlung, 
in welcher eine neue Wahl Statt findet. 

Ad H. 53. Außer den im H. 53 verzeichneten Befugniffen des Verwal⸗ 
tungsraths wird demſelben auch die Befugniß beigelegt, die Gefchäftsführung 
der Direktion fortdauerd zu kontroliren und zum Zweck der Ausuͤbung dieſer 
Kontrole, ſowohl in ſeiner Geſammtheit, als durch Kommiſſarien aus ſeiner 
Mitte von ſaͤmmtlichen Akten, Rechnungen und Buͤchern der Direktion Kennt⸗ 
niß zu nehmen und Auskunft von derſelben zu erfordern. 

Ad $. 62. Die Beſtimmung des F. 62. wird dahin abgeaͤndert, daß 
der Vorſitzende der Direktion und der Stellvertreter deſſelben von den Direk⸗ 
— ſelbſt aus ihrer Mitte nach Stimmenmehrheit gewaͤhlt werden 
ollen. 

Die Wahl erfolgt durch einen gerichtlichen oder notariellen Akt. Ein 
jedes Direktionsmitglied, welches zum Vorſitzenden der Direktion oder zu deſſen 
Stellvertreter gewählt wird, iſt verpflichtet, die Wahl anzunehmen. 

Ad F. 68. Dem Verwaltungsrath ſteht frei, vorbehaltlich der Geneh— 
migung des Staats, die Remuneration fuͤr den Vorſitzenden der Direktion uͤber 
erh Er H. 68. feſtgeſetzte Maximum von 1000 Rthlr. hinaus angemeffen zu 
erhoͤhen. 

Ad H. 71. Es iſt zulaͤſſig, daß die Funktionen des techniſchen Direk⸗ 
tors und des erſten Adminiſtrativbeamten in einer Perſon vereinigt werden, in 
ſofern derſelbe die nöthige Qualifikation beſitzt. Auch iſt es nicht nothwendig, 
daß die im $. 71. ad a. und b. genannten Beamten durchaus koordinirt ſind, 
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vielmehr iſt die Regulirung ihrer dienſtlichen Verhaͤltniſſe zu einander Sache 
der Direktion, vorbehaltlich der Zuſtimmung des Staats. 

In Bezug auf die Wahl des techniſchen Direktors, des erſten Admini⸗ 
ſtrativbeamten und des Rendanten bleibt es bei der Beſtimmung des Statuts, 
jedoch mit der Maaßgabe, daß im Falle der Verwerfung der vorgeſchlagenen 
Perſonen die Direktion zu einer zweiten Praͤſentation anderer Perſonen berech- 
tigt, und daß erſt im Falle der Verwerfung dieſes zweiten Vorſchlages der 
Staat berechtigt iſt, die zu ernennenden Beamten ſeinerſeits zu beſtimmen. 


(Nr. 3109.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. März 1849., betreffend die der Stadt Hattingen 
in Bezug auf den kunſtmaͤßigen Umdau und die chauſſeemaͤßige Unterhal— 
tung der Gemeindechauſſee von Nierenhof bis Hattingen bewilligten fis— 
kaliſchen Vorrechte. 


Nachdem die Stadt Hattingen die Ausfuͤhrung des kunſtmaͤßigen Umbaues 
der Gemeindechauſſee von Nierenhof bis Hattingen, ſowie die chauffeemäßige 
Unterhaltung derſelben gegen die ihr bewilligte Erhebung des Chauſſeegeldes 
für eine Meile nach den Sagen des allgemeinen Chauſſeegeld-Tarifs uͤbernommen 
hat, beſtimme Ich hierdurch, daß das Recht zur Expropriation der fuͤr dieſe 
Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, ſowie das Recht zur Entuahme der Chauf- 
ſeebau- und Unterhaltungsmaterialien nach Maaßgabe der für die Staatschauf- 
ſeen geltenden Vorſchriften, imgleichen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen 
auf die Eingangs bezeichnete Straße Anwendung finden ſollen. Der gegen⸗ 
1 — Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur oͤffenlichen Kenntniß zu 
ringen. 
’ Charlottenburg, den 9. März 1849, 


Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. 


An 
den Staatsminiſter v. d. Heydt. 


